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Satzung der Universität Mannheim für den Zugang, die Zulassung und 
das hochschuleigene Auswahlverfahren im Masterstudiengang 

·· ,,Wettbewerbs- und Regulierungsrecht (LL.M.)"

vom 
O 6. 1-·eb. 2017

Aufgrund von§§ 59 Absatz 1 Satz 2, 60 Absatz 2 Nummer 2, -63 Absatz 2 des Lan­
deshochschulgesetzes (LHG), § 6 Absatz 4 des·_ Hochschulzulassungsgesetzes 
(HZG) und § 3 Absätze 1 .und 4 ·sowie § 20 der Hochschulvergabeverordnung 
(HWO)'hat der Senat der Universität Mannheim gemäß§ 19 Absatz 1 Satz 2 Num­
mer 10 LHG am O 7. Dez. 2016 die nachstehende Satzung beschlos­
sen. 

Soweit bei der Bezeichnung von Personen die männliche Form verwendet wird, 
schließt diese Frauen in der jeweiligen Funktion ausdrücklich mit ein. Frauen führen 
alle Amts-, Status-, Funktions- und Berufsbezeichnungen in .der entsprechenden 

· weiblichen Form. Dies gilt auch für die Führung von Hochschulgraden, akademi.,.
sehen Be�ei_chnungen und Titeln. · 

§ 1 Anwendungsbereich

(1) Die. Universität Mannheim führt nach Maßgabe .der folgenden Bestimmungen im
Masterstudiengang „Wettbewerbs- und ReguHerungsrecht (LL.M.)" ein hochschulei­
genes Auswahlverfahren durch.

(2) 1Unabhängig von der Festsetzung einer Zulassungszahl beziehungsweise der
D.urchführung ·eines Auswahlverfahrens finden die §§ 2 bis 4 dieser Satzung ent­
sprechende Anwendung auf jegliche Bewerbµng in diesem Studiengang; das Zulas­
sungshindernis im Sinne des § 4 Absatz 2 Ziffer 2 _Halbsatz 2 stellt gleichzeitig ein
Immatrikulationshindernis dar. 2Soweit keine Zulassungsbeschränkung vorliegt; ent­
scheidet abweichend von § 4 Absatz 3 der. für de.n Masterstudiengang „Wettbewerbs­
und Regulieru.ngsrecht (LL.M.)" zuständige Prüfungsausschuss anstelle der Aus­
wahlkommission.

(3) Die _ Vorschriften der Zulassungs- und Immatrikulationsordnung der Universität
Mannheim bleiben unberührt.

§ 2 Fristen

(1) Anträge auf Teilnahme am Auswahlverfahren und auf Zulassung sind bis zum 31.
Mai für das darauffolgende Hei"bst�/Wintersemester zu stellen (Ausschlussfrist).

(2) Der Nachweis Ober englische Sprachkenntnisse gemäß § 4 Absatz 1 Ziffer 2 kann
bis zum 15.•August des gleichen Jahres nachgereicht werden.
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§ 3 Form des Antrags

(1) 1 Der Zulassungsantrag ist in der von der Universität Mannheim vorgesehenen 
Form elektronisch zu stellen; daneben sind die in Absatz 2 angeführten Anlagen zu 
üb�rmitteln. 2 1st" die elektronische Antragstellung auf Grund eines· Härtefalls nicht 
möglich, kann auf Antrag die Bewerbung zur Niederschrift oder auf schriftlichem We-
ge erfolgen. · 

(2) Zusätzlich zum elektronischen Antrag sind in Papierform zu übermitteln:

1. der Nachweis einer Hochschulzugangsberechtigung (HZB), insbesondere
durch das Zeugnis der allgemeinen Hochschulreife, einer einschlägigen
fachgebundenen Hochschulreife oder einer als gleichwertig anerkann·ten
ausländischen Vorbirdung,

2. Nachweise zu den in§ 4 genannten Zugangs- und Zulassungsvoraussetzun­
gen sowie den in§ 7 genannten Auswahlkriterien,

3. der ausgedruckte und unterschriebene Antrag auf Zulas�ung,
4. ein tabellarischer Lebenslauf.

(3) 1 Die l)niversität Mannheim kann verlangen, dass die in Absatz 2 genannten Do­
kumente im Original oder in amtlich beglaubigter Form vorgelegt werden. 2Die Zulas­
sung ist zu versagen, wenn die Unterlagen nicht den von der Universität geforderten 
Anforderungen einschließlich der Form entsprechen. 

§ 4 Zugangs- und Zula�sungsvoraussetzungen

(1) Der Zugang zum Masterstudiengang „Wettbewerbs- und Regulierungsrecht
(LL.M.)" ist eröffnet, wenn folgende Vorauss_etzungen erfüllt werden:

1.- 1 Es muss ein erfolgreicher Abschluss in 

a) einem grundständigen rechtswissenschaftlichen oder
b) einem von der Auswahlkommission als fachverwandt anerkannten Stu­

diengang mit einem rechtswisserischaftlichen Anteil von mindestens 30
ECTS

an einer Hochschule im In- oder Ausland oder an einer staatlich anerkannten 
Berufsakademie vorliegen. 2Das Studium muss mindestens 180 ECTS oder 
eine Regelstudienzeit von mindestens sechs Semestern oder drei Jahren 
umfassen. 

2. 1 Es müssen hinreichende englische. Sprachkenntnisse vorliegen. 2Der Nach­
weis ist erbracht, wenn ein mindestens einjähriges Hochschulstudium erfolg­
reich abgeschlossen wurde, dem im Wesentlichen Englisch als Veranstal­
tungs- und Prüfungssprache zu Grunde lag, oder eine Hochschulzugangsbe- ·
rechtigung nach mindestens einjähri�er Schulzeit in einem englischsprachi­
gen Schulsystem erworben wurde. Sofern kein entsprechendes Studium 
abgeschlossen und keine entsprechende· · Hochschi.Jlzugangsberechtigung 
erworben wurde, ist der Nachweis durch Vorlage eines der folgenden Test­
ergebnisse zu führen: 
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a) Test of English as a Foreign Language Internet Based Test (TOEFL
iBT) mit mindestens 90 Punkten,

b) International English Language Testing System - Academic Test
(IEL TS) mit einem Test Band Score von mindestens 6,5, · 

c) ein äquivalentes Ergebnis in einem vergleichbaren Testverfahren. Über
die Vergleichbarkeit entscheidet die. Auswahlkommission im' Rahmen
einer Einzelfallentscheidung.

. 

_
4Es werden nur Ergebnisse als Nachweis anerkannt, die im Rahmen eines 
Testes erworben wurd_en, dessen letzter Prüfungstermin nicht länger als fünf 
Jahre vor dem in § 2 Absatz 1 als Fristende �eni:'nnten Zeitpunkt lag. 

3. 1Es müssen hinreichende deutsche Sprachkenntnisse gemäß§ 58 Absatz 1 
LHG mit Mindestniveau C 1 gemäß dem Gemeinsamen Europäischen Refe­
renzrahmen vorliegen. 2Dieser Nachweis kann geführt werden über die in § 7 
Absatz 1 Ziffer 3 der Zulassungs- und Immatrikulationsordnung der Universi­
tät Mannheim in der jeweils geltenden Fassung aufgeführten Nachweise. 

(2) Eine Zulassung zum Masterstudiengang ;,Wettbewerbs- und Regulierungsrecht
(LL.M.)"·kann erfolgen, wenn zusätzliqh folgende Voraussetzungen erfüllt si.nd:

1. 1Eine frist- und formgerechte Bewerbung auf einen Studienplatz muss vorlie-
. gen. 2Liegt der Abschluss eines grundständigen Studiums im Sinne von Ab­

satz f Ziffer 1 wegen des Fehlens einzelner· Prüfungsleistungen innerhalb 
der in § 2 Absatz 1 genannten Ausschlussfrist noch nicht vor, kann bei einem 
Nachweis über den Erwerb von mindestens 135 ECTS in dem fraglichen 
Studiengang dennoch die Zulassung beantragt werden, wenn zu erwarte·n 
ist, dass der Abschluss eines den Vorgaben von Absatz 1 Ziffer 1 entspre­
chenden. Studiums rechtzeitig vor dem Beginn des Mastersfüdiengangs 
„Wettbewerbs- und Regulierungsrecht (LL.M.)" erworben wird. 31nnerhalb der 

. Ausschlussfrist des§ 2 Absatz 1 ist in diesem Fall ein Nachweis über die bis­
lang erbrachten Leistungen vorzulegen. 4Eine Zulassung ist in diesem Fall 
unter dem Vorbehalt auszusprechen, dass· der At;>schluss eines den Vorga­
ben von Absatz 1 Ziffer 1 entsprechenden grundständigen Studiums spätes­
tens bis· zu einem im Zulassungsbescheid festgesetzten Termin, in jedem 
Fall aber vor der Anmeldung zur ersten Prüfung nachgewiesen wird. 5wird 
der t:,,lachweis nicht fristgerecht erbracht, erlischt die Zulassung. 6Nimmt der 
Bewerber im Rahmen des grundständigen Studiengangs im Sinne vori Ab­
satz 1 Ziffer 1 an einer staatlichen Pflichtfachprüfung im Fach Rechtswissen­
schaft teil, so ist ihm, wenn die Prüfungsleistung bis zum Studienbeginn des 
Masterstudiums erbracht werden kann, für die Nachreichung des Abschluss­
zeugnisses eine längere Frist, längstens jedoch bis zum Abschluss des ers­
ten Fachsemesters im Masterstudiengang „Wettbewerbs- und Regulierungs:..

recht (LL.M.)" einzuräumen. �Der Bewerber ist gegenüber der Universität 
zum Nachweis der Voraussetzungen für die Fristverlängerung., insbesondere 
der Teilnahme an der staatlichen Pflichtfachprüfung verpflichtet. 80er Nach-:­
weis ist spätestens bis zur Anmeldung zur ersten Prüf1,mg- im Maste.rstudien­
gang „Wettbewerbs- un� Regulierungsrecht (LL.M.)" zu ·erbringen. 9wird der 
Nachweis über die Teilnahme an der Staatlichen Pflichtfachprüfung nicht 
rechtzeitig erbracht oder das Abschlusszeugnis des grundständigen Studien-
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gangs im Sinne von Absatz 1 Ziffer 1 nicht fristgemäß nachgereicht, erlischt 
die Zulassung. 

2. Es dürfen keine Zulassungshindernisse bestehen; ein Zulassungshindernis
besteht insbesondere, wenn im gleichen Studiengang oder in einem anderen .
rechtswissenschaftlichen Studiengang mit im Wesentlichen. gleichem Inhalt
eine nach der Prüfungsordnung erforderliche Prüfung endgültig nicht bestan­
den wurde oder der Prüfungsanspruch aus sohstigen Gründen nicht mehr
besteht.

(3) 1Die Entscheidung über die Feststellung des Vorliegens der Zugangs- und Zulas­
sungsvoraussetzungen,. insbesondere die Gleichwertigkeit der Vorbilduhg sowie die 
Vergleichbarkeit. der· qualifizierten Abschlüsse, trifft die Auswahlkommission. 2Die 
Fakultät für Rechtswissenschaft und Volkswirtschaftslehre stellt eine einheitliche 
Handhabung der Regelungen sicher, insbesondere für den. Fall, dass mehrere Aus­
wahlkommissionen gebildet werden. 3Bei der Anerkennung von ausländischen Ab­
schlüssen sind die Empfehlungen der Kultusministerkonferenz sowie die Absprachen 
im Rahmen der Hochschulpartnerschaften zu beachten. 4in Zweifelsfällen wird die 
Zentralstelle für ausländisches Bildungswesen (ZAB) gehört. 

§ 5 Auswahlkommission

(1) 1Von der Fakultät für Rechtswissenschaft und Volkswirtschaftslehre wird zur Vor­
bereitung der Auswahlentscheidung mindestens eine Auswahlko�mission einge­
setzt. 2Eine Auswahlkommission besteht aus mindestens drei Personen. 3Die Mit­
glieder einer Auswahlkommission· müssen dem hauptberuflichen wissenschaftlichen 
Personal der Fakultät für Rechtswissenschaft und Volkswirtschaftslehre, mindestens 
die �älfte �_er Gruppe der H�ch$chull�hrer a�gehören. 3Die An:itszeit der Mitglieder
betragt zwei Jahre.· Wiederbestellung 1st möglich. 

(2) 1Die Auswahlkommission ist beschlussfähig, wenn mindestens zwei ihrer Mitglie­
der anwesend sind. 2Sie entscheidet mit Stimmenmehrheit; bei Stimmengleichheit 
gibt die Stimme des Vorsitzenden den Ausschlag. 

(3) Die Auswahlkommission berichtet dem. Fakultätsrat der Fakultät für Rechtswis­
senschaft und Volkswirtschaftslehre nach Abschluss des Vergabeverfahrens über die
gesammelten Erfahrungen und macht Vorschläge für die Weiterentwicklung des
Auswahlverfahrens.

· · · 

(4) Die Auswahlkommission kann bis zu zwei Personen, die über Erfahrungen im
Bereich des betroffenen Studiengangs verfügen, in beratender Funktion hinzuziehen .

. (5) Die Auswahlkommission . kann die Erledigung ihrer Aufgaben für alle Regelfälle 
dem Vorsitzenden übertragen. 

· 

§ 6 Auswahlverfahren

(1) Soweit die Zahl der Zula.ssungen für den Masterstudiengang "Wettbewerbs- und
Regulierungsrecht (LL.M.)" beschränkt ist und die Zahl der Bewerbungen die Ge-
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samtzahl der Studienplätze übersteigt, findet unter den Bewerbern im Rahmen der 
Vorgaben höherrangigen Rechts ein hochschuleigenes Auswahlverfahren statt. 

(2) 1 Die verfügbaren Studienplätze werden nach folgenden Kontingenten vergeben: 

1. Achtzig vom· Hundert der verfügbaren Studienplätze werden an Bewerber
vergeben, die. über einen Abschluss in einem rechtswissenschaftlichen $tu­
diengang im Sinne des § 4 Absatz 1. Ziffer 1 Buchstabe a verfügen.

2. Zwänzig vom Hundert der verfügbaren Studienplätze werden an Bewerber
vergeben, die über einen Abschluss in einem als fachverwandt anerkannten
Studienga_ng im Sinne des§ 4 Absatz 1 Ziffer 1 Buchstabe b verfügen.

2Sind innerhalb eines Kontingentes mehr Studienplätze zu vergeben, als dem Kon­
tingent Bewerber zugeordnet wurden, so werden die übrigen Studienplätze an Be-
.werber des anderen Kontingents vergeben. · 

(3) 1 Die Auswahlkommission erstellt innerhalb eines jeden Kontingents eine Rangliste 
der Bewerber unter Berücksichtigung der in § 7 genannten, Auswahlkriterien. 2Die 
Entscheidung über die Auswahi trifft die Leitung der Hochschule aufgrund der Emp­
fehlung der Auswahlkommission. 

§_ 7 · Auswahlkriterien

(1) Bei der Erstellung der RangUsten durch die Auswahlkommission werden nachfol­
gende Kriterien berücksichtigt:

1. 1Für die Abschlussnote oder die im Fall eines noch nicht abgeschlossenen 
Studiums im Sinne des § 4 Absatz 2 Ziffer 1 Satz 2 auf Grund bisheriger Prü­
fungsleistungen· ermittelte Durchschnittsnote des grundständigen Studiums 
können maximal 124 Punkte vergeben werden. 2Die Note wird unter Berück­
sichtigung einer Nachkommastelle wie folgt in Punkte überführt: 

Notenwerte Rankinaounkte 

1,0 ·124

1 1 120 
1, 2 116 
1,3 112 
1,4 108 
1,5 104 
1,6 100 
1,7 96 
1 8 92 
1,9 88 

2 0 84 
2 1 80 
22 76 
23 72 

2.4 68 
25 64 
2 6 60 
2,7 56 

2,8 52 

5 
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2,9 48 
3,0 44 

3,1 40 
3,2 36 

3,3 32 

3,4 28 
3,5 24 
3,6 20 
3,7 16 
3,8 12 
3,9 8 
4,0 4 

3Soweit die Institution, an welcher der grundständige Studiengang abge­
schlossen wird, keine Durchschnittsnote auf Grund bisheriger Prüfungsleis­
tungen ausweist, wird das mit den ECTS-Punkten gewichtete Mittel aller bis 
zum Bewerbungsschluss nachgewiesenen Moduln_oten oder Prüfungsnoten 
des grundständigen Studiums. als Durchschnittsnote im Auswahlverfahren 
berücksichtigt. 4Legt der Bewerber auch keine Nachweise vor, die eine Be­
rechnung der Durchschnittsnote ermöglichen, wird die Note „4,0" als Durch­
schnittsnote im Rahmen des Auswahlverfahrens b�rücksichtigt 

2. 1 Für ein vom Bewerber verfasstes Moti�ationsschreiben können maximal 36 
Punkte vergeben werden. 2Das Motivationsschreiben soll die Motivation des 
Bewerbers für den Studiengang erkennen lassen. 3Das Motivationsschreiben 
ist in deutscher oder englischer Sprache abzufassen und darf einen Umfang 
von maschinenschriftlichen zwei Seiten DIN A 4 unter Nutzung einer Schrift­
größe von mindestens 12 Punkten nicht überschreiten; überschreitet das Mo­
tivationsschreiben den vorgegebenen Umfang, werden lediglich die ersten 
zwei Seiten- des Motivationsschreibens berücksichtigt. 4Die Bewertung eines 
Motivationsschreibens erfolgt durch die Auswahlkommission; die Festlegung 
der Zuständigkeiten erfolgt durch Beschluss des Dekanats. 5Die Auswahl-
kommission ist an die Bewertung gebunden. 

3. Für einschlägige berufs.praktische Tätigkeiten, Auslandsaufenthalte · sowie
einschlägige errungene Auszeichnungen und ehrenamtliche Tätigkeiten, die
über die Eignung und Motivation für das gewählte Masterstudium besonde­
ren Aufschluss geben, können maximal 72 Punkte vergeben werden.

4. Für besondere akademische Leistungen, die über die regelmäßig• im Erststu­
dium zu erbringenden Leistungen hinausgehen und die über die Eignung und
Motivation für das gewählte Masterstudium besonderen Aufschluss geben,
können maximal 12 Punkte vergeben werden.

(2) 1 Die Bewertung erfolgt im Rahmen einer Einzelfallprüfung durch die Auswahl­
kommission; Absatz 1 Ziffer 2 Sätze 4 und 5 bleiben unberührt. 2Der Fakultätsrat der 
Fakultät für Rechtswissenschaft und Volkswirtschaftslehre kann zur Sicherstellung 
der Einheitlichkeit des Auswahlverfahrens allgemeine Vorgaben für die Notenum­
rechnung sowie die Berücksichtigung von Motivationsschreiben, Tätigkeiten, Aus­
landsaufenthalten, Auszeichnungen lind Leistungen im Sinne des Absatzes 1 Ziffern 
.1 bis 4. beschließen; die Auswahlkommission und das die Motivationsschreiben be­
wertende Personal ist an die Beschlüsse gebunden. 
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(3) 1Dle gemäß Absatz 1 Ziffern 1 bis 4 ermittelten Punktzahlen werden addiert; der 
erreichbare Höchstwert beträgt 244 Punkte. 2Die Bewerber werden entsprechend der 
erreichten Punktzahl in absteigender Reihenfolge auf der �angliste geführt. 3Bei 
Ranggleichheit gilt § 20 Absatz 3 HWO. 

§ 8 ln-Kraft-Trete.n

1 Diese Satzung tritt am Tage nach ihrer Bekanntmachung im amtlichen Teil der Be­
kanntmachungen des Rektorats der Universität Mannheim in Kraft. 2Sie findet erst­
mals Anwendung auf das Bewerbungsverfahren zum Herbst-/Wintersemester 
2017/18. 

Ausgefertigt: 
Mannheim, den . 0 6i Feb. 2017

·t5GA
Prof. Dr. Ernst-Ludwig von Thadden 
Rektor 
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Prüfungsordnung der Universität Mannheim 

fiir den Master-Studiengan.g 

·,,Wettbewerbs- und Regulierungsrecht" (LL.M.)

vom O 6. Feb. 2017 

Aufgrund von § 32 Absatz 3 Satz 1 des Landeshochschulgesetzes (LHG) hat der Senat der Universität 
Mannheim in seiner Sitzung am 07. Dezember 2016 gemäß§ 19 Absatz 1 Satz 2 Nummer 9 LHG die Prü­
fungsordnung der Universität Mannheim· für den Master-Studiengahg „Wettbewerbs- und Regulieru�gs-
recht" (LL.M.) beschlossen; Der Rektor hat dieser Satzung zugestimmt 

am O 6. Feb. 2017 

Alle Amts-, Status-, Funktions- und Berufsbezeichnungen, die in dieser Prüfungsordnung in männlicher 
Sprachform verwendet werden, gelten für Frauen in der entsprechenden weiblichen Sprachform. Dies gilt 
auch für die Führung von Hochschulgraden, akademisc;;hen Bezeichnungen und Titeln. 
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I. Allgemeine Bestimmungen 

§ · 1 Studienzweck

1Das Bestehen der Master..:Prilfung bildet den Abschluss eines ordnungsgemäßen Studiwns des Studiengangs „Wett­
bewerbs- und Regulierungsrecht'' (LL.M.). 2Mit der bestandenen Master-Prilfung erwirbt der Studierende einen 
zweiten berufsquaÜfizierenden Hochschulabschluss (konsekutive Ausrichtung). 3D�rch die bestandene Mas­
ter-Prüfung weist der Studierende vertiefte Kenntnisse des Wettbewerbs- und Regulierun:gsrechts und ergän­
rende Kenntnisse der Wettbewerbsökononiiknach. 4Femer wird festgestellt, ob der Studierende die hieraus 
resultierenden interdisziplinären Herausforderungen bewältigen kann, die Fähigkeit besitzt, wissenschaftli­
che Methoden und Erkenntnisse selbstständig anzuwenden, und die für den Übergang in die Forschung und 
die Berufspraxis notwendigen vertieften Fachkenntnisse erworben hat. 

§ 2 Graduierung

1Aufgrund der bestandenen Master-Prüfung verleiht die Universität Mannheim durch die Fakultät für 
Rechtswissenschaft und Volkswirtschaftslehre den akademischen Grad ,,Master of Laws" (LL.M.). 2Der aka­
demische Grad darf erst nach Aushändigung der Urkunde im Sinne· des § 35 geführt werden. 

§ 3 Studien- und Prüfungsumfang; Studienstruktur; Lehr- und Prüfungssprache

(1) 1Für den Master-Studiengang beträgt der Studien-und Prüfungsumfang 120 ECTS-Punkte unter Beach­
tung der Zusammensetzung gemäß§§ 26 bis 31 in Verbindung mit der Anlage dieser Prüfungsordnung. 2Die 
übrigen Detailregelungen zu den in den jeweiligen Modulen zu erwerbenden ECTS-Punkten sind in der An­
lage festgelegt. 3Ein ECTS�Punk:t entspricht einem reitlichen Arbeitsaufwand von '30 Stunden. 'l>ieser um­
fasst die Zeiten der Teilnahme an den Lehrveranstaltungen ei:i15chließlich der Zeiten für deren Vor- und 
Nachbereitung, die Zeit des Selbststudiums sowie .die zur Vorbereitung und Erbringung der Studien- und 
Prüfungsleistungen erforderlichen Zeiten. 

(2) 1DerMaster-Studiengang ist modular aufgebaut. 2Die einzelnen Lehrveranstaltungen werden in fachlich,
thematisch und reitlich abgeschlossenen.Lerneinheiten (Module) zusammengefasst 3Die Zusammensetzun­
gen der einrelnen Module sowie die jeweiligen Themenbereiche der diesen zugehörigen Lehrveranstaltungen
sind iri der Anlage dieser Prüfungsordnung, die weiteren Inhalte im Modulkatalog des Studiengangs „Wett­
bewerbs- und Regulierungsrecht" (LL.M.) der Universität Mannheim in der jeweils geltenden Fassung (Mo­
dulkatalog) festgesetzt; der Modulkatalog wird vom Fakultätsrat der Fakultät für Rechtswissenschaft und
Volkswirtschaftslehre beschlossen.

(3) 1Die Lehrveranstaltungen der Module werden grundsätzlich in deutscher Sprache abgehalten.; sie können 
auch in engiischer Sprache abgehalten werden: 2Satz 1 gilt entsprec:hend für die Erbringung der diesen Lehr­
veranstaltungen zugewiesenen Piiifurrgsleistungen. 3nie Entscheidung über die Lehr- und Prüfungssprache 
trifft der jeweilige Prüfer; sie ist dem Modulkatalog zu entnehmen. 4Die Prüfung in Form der Master-Arbeit 
kann sowohl in deutscher als auch in englischer Sprache zu erbringen sein; die Entscheidung über die Prü­
fungssprache trifft der betreuende Prüfer im Benehmen mit dem Studierenden und teilt ihm diese bei der 
Bekanntgabe der Endnote im Forschungsseminar mit. 5Die Prüfung in Fonn des Praktikumsberichts ist in 
deutscher Sprache zu erbringen. 
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§ 4 Regelstudienzeit; maximale Studfenzeit

(1) Die Studienzeit für das Masterstudium, in der sämtliche für das Bestehen der Master"'.Prüfung erforderli­
chen Studien- und Prilfungsleistungen erfolgreich erbracht werden können, beträgt vier Fachsemester (Re­
gelstudieU?,eit).

(2) 1Sämtliche für die Master-Prüfung zu absolvierenden Studien- und Prüfungsleistungen müssen innerhalb 
einer Frist erfolgreich erbracht werden (maximale Sµidienzeit). 2Die maximale Studienzeit endet drei Fach­
semester nach ci.er Regelstudienzeit zum Ende des siebten Fachsemesters, es sei denn, der Studierende hat die 
Überschreitung dieser Frist nicht zu vertreten. 3Über die Fristüberschreitung ergeht ein Bescheid des Prü­
fungsausschusses. 

(3) Ist die Master-Prüfung bis zum Ende des sechsten Fachsemesters nicht bestanden,. wird empfohlen, eine
Studienberatung wahrzunehmen.

(4) Für die Wahrung der in dieser Prüfungsordnung genannten Fristen ist der Studierende verantwortlich.

II. Organisation und Verwaltung der Prüfungen;.Anerkennung und Anrechnung von Kompe­

tenzen

§ 5 Prüfungsausschuss

(1) 1Es wird ein J>rüfungsausschuss für den Studiengang „Wettbewerbs- und Regulierungsrecht" (LL.M.) der 
Universität Mannheim (Prüfungsausschuss)gebildet. 2Dem Prüfungsausschuss gehören d�ei Hochschullehrer 
der Abteilung Rechtswissenschaft, ejp. Hochschullehrer der Abteilung Volkswirtschaftslehre und ein akade­
mischer Mitarbeiter jeweils als stimmberechtigtes Mitglied sowie ein studentisches Mitglied des Studien­
gangs in beratender Funlqion an. 3Die Mitglieder des Prüfungsausschusses werden vom Dekanat der Fakultät 
für Rechtswissenschaft und Volkswirtschaftslehre bestellt. 

(2) 1Die Amtszeit der stimmberechtigten Mitglieder beträgt drei Jahre, die des studentischen Mitglieds ein 
_Jahr. 2Wiederbestellungen sind für _alle Mitglieder zulässig. 3Die Amtszeit beginnt jeweils am 1. August.
4Scheidet ein Mitglied des Prüfungsausschusses vor Ablauf seiner Amtszeit aus, wird für den Rest der Amts­
zeit ein Ersatzmitglied bestellt. 

(3) 1Der Prüfungsausschuss wählt aus der Mitte seiner Mitglieder einen Vorsitzenden und einen stellvertre­
tenden Vorsitzenden für die Dauer der Amtszeit. 2Der Vorsitzende führt die Geschäfte des Prüfungsaus- · 
schusses. 

(4) 1Der Prüfungsausschuss ist beschlussfiihig, wenn neben dem Vorsitzenden oder seinem Stellvertreter 
mindestens ein weiteres Mitglied ;mwesenä ist. 2Der Prüfungsausschuss entscheidet mit der Mehrheit der 
Stimmen der anwesenden Mitglieder. 3Bei Stimmengleichheit gibt die Stimme des Vorsitzenden den A�s­
schlag. 

(5) 1Die Mitglieder des Prüfungsausschusses unterliegen der Amtsverschwiegenheit. 2Sofem sie nicht in 
einem öffentlich-rechtlichen Dienstverhältnis stehen, können sie durch den Vorsitzenden des Prüfungsaus­
schusses schriftlich zur Verschwiegenheit verpflichtet werden. 3Diese Pflicht bezieht sich auf alle prüfungs­
bezogenen Tatsachen und Angelegenheiten, 

1. die den Mitgliedern ini Rahmen einer nicht öffentlichen Sitzung bekannt geworden oder in einer ·
solchen 1:,ehandelt worden sind,

2. deren Geheimhaltung gesetzlich vorgeschrieben ist,
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3. deren Geheimhaltung aus Gründen des öffentlichen Wohls oder zum Schutz berechtigter Interessen
Einzelner besonders angeordnet oder beschlossen ist

4. oder .deren Geheimhaltung ihrer Natur nach erforderlich ist.
4Die Pflicht zur Verschwiegenheit besteht auch nae,h Beendigung der Tätigkeit fort und schließt Beratungs­
unterlagen ein. 

§ 6 Zuständigkeit des Prüfungsausschusses

(1) 1Der Prüfungsausschuss triffi: alle Entscheidungen nach den Regelungen dieser Prüfungsordnung, soweit 
nicht eine anderweitige Zuständigkeit vorgesehen ist.. 2Er achtet darauf, dass die Bestimmungen der Prü­
fungsordnung eingehalten werden. 3Der Prilfungs8:usschuss kann durch einen Delegationsbeschluss be�timm­
te Aufgaben auf den Vorsitzenden übertragen. 

(2) Zur Unterstützung des Prüfungsausschusses und seine� Vorsitzenden bei der Erfüllung ihrer Aufgaben
kann eine Geschäftsstelle eingerichtet werden, die insbesondere in prüfungsrechtliche_r Hinsicht vorbereiten- .
de Aufgaben im Auftrag des Vorsitzenden oder seines Stellvertreters übernimmt.

§ 7 Prüfer

(1) Zur Abnahme von Studien- und Prüfungsleistungen sind nur Hochschullehrer, außerplanmäßige Profes­
soren, Honorarprofessoren, Privatdozenten und Lehrbeauftragte sowie diejenigen akademischen Mitarbeiter,
denen das Rektorat die Prilfungsbefugnis gemäß § 52 Absatz 1 Sätze 5 und 6 LHG übertragen hat, befugt;
§ 15 Absatz 3 Satz 1 sowie§ 16 Absatz 2 Sätze 2 bis 5 und Absatz 8 Satz 3 bleiben unberührt.

(2) 1Der Prüfungsausschuss bestellt die Prüfer. 2Er kann die Bestellung seinem Vorsitzenden übertragen. 

(3) In mündlichen Prüfungen zieht der zuständige Prüfer eine sachkundige Person als Schriftführer hinzu, der
das Protokoll anfertigt.

( 4) 11n der Regel wird der verantwortliche Leiter der jeweiligen Lehrveranstaltung zum Prüfer bestellt. 2Über 
Ausnahmen entscheidet der Prüfungsausschuss. 

(5) Jeder Prüfer kann sich eines oder' mehrerer Korrekturassistenten bedienen; det Prüfer stellt eine fachlich
kompetente Bewertung sicher.

(6) Prüfer und Korrekturassistenten unterliegen der Verschwiegenheit im Sinne des§ 5 Absatz 5.

§ 8 Zuständigkeit des Studienbüros

(1) Für die verwaltungsniäßige Abwicklung der Prüfungen ist das Studienbiiro zuständig.

(2) Zu den Aufgaben des Studienbüros gehören insbesondere
1. die Festsetzung und Bekanntgabe der Meldefristen, Prüfungstermine und -orte,
2. die Mitteilung der Namen der Prüfer und deren Benachrichtigung über die Prüfung,
3. die Entgegennahme der Zulassungsanträge und die Vornahme der Pflichtanmeldungen; § 15 Absatz

4 Satz 1 und § 16 Absatz 8 Satz 1 bleiben unberührt,
4. die Führung der Prüfungsakten,
5 .. die Überwachung der in dieser Prüfungsordnung genannten Fristen,
6. die technische· Abwicklung der Prüfungen und die Regelung sowie Einteilung der Aufsicht bei

schriftlichen Aufsichtsarbeiten,
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7. die Zurverfügungstellung der.Plil:fungsergebnisse an die Studierenden,
8. die Ausfertigung von Urkunden, Prüfungszeugnissen und Beschdnigungen über erbrachte Studien­

und Prüfungsleistungen, jeweils nebst Anlagen, sowie cJeren Aushändigung und
9. die Eiltgeg�nnahme ärztlicher Atteste bei Prüfungsrücktritten.

§ 9 Anerkennung und Anre�hnung von Kompetenzen

(1) Studien- und Prüfungsleistungen smvie Studienzeiten, die in Studiengängen an staatlichen oder staatlich
anerkannten Hochschulen im In- und Ausland sowie an Berufsakademien der Bundesrepublik Deutschland er­
bracht worden sind, werden anerkannt, sofern hinsichtlich der. erworbenen Kompetenz kein wesentlicher Unter­
schied zu den Leistungen besteht, die ersetzt werden.

(2) 1Bei der Anerkennung von im Ausland erbrachten Studien� und Prüfungsleistungen sowie Studienzeiten sind 
Vereinbarungen und Abkommen der Bundesrepublik Deutschland mit anderen Staaten über.Gleichwertigkeiten 
im Hochschulbereich (Äquivale�bkommen) sowie Absprachen im Rahmen von Hochschulpartnerschaften und 
Doppelabschlussprogrammen (Kooperationsvereinbarungen) ergänzend zu beachten. 21m Übrigen kann bei Zwei­
feln an der Gleichwertigkeit die Zentralstelle für ausländisches Bildungswesen gehört werden. 

(3) 1 Außerhalb des Hochschulsystems erworbene Kenntnisse und Fähigkeiten sind anzurechnen, wenn 
1. zum Zeitpunkt der Anrechnung die für den Hochschulzugang geltenden Voraussetzungen erfüllt

sind,·
2; die anzurechnenden Kenntnisse und Fähigkeiten den zu ersetzenden Studien- und Prüfungsleistun­

gen nach Inhalt und Niveau gleichwertig sind und 
3. die Kriterien für die Anrechnung im Rahmen einer Akkreditierung überprüft worden sind.

2Für eine Anrechnung hat de� Bewerber insbesondere nachzuweisen, dass die außerhalb des Hochschulsys­
tems erworbenen und nachgewiesenen Kompetenzen in Art urtd Umfang den zu ersetzenden Leistungen im 
Wesentlichen entsprechen. 3Bei cier Entscheidung ist auch die Form der Vennittlung der Kompetenzen zu 
belilcksichtigen. 4Die außerhalb des Hochschulsystems erw.orbenen Kenntnisse und Fähigkeiten dürfen 
höchstens 50 Prozent des Master�Studiengangs ersetzen. 5Die Anrechnungsregelungen für Studien- und Prü-· 
fungsleistungen, die an Berufsakademien im Inland erworben wurden, bleiben unberührt. 

(4) 1Über die Anerkennung und Anrechnung entscheidet der Prüfungsausschuss �uf schriftlichen Antrag. 2Es 
obliegt dem· Stud.ierenden, alle erforderlichen Unterlagen über die anzuerkennend� Leistung dem.Prüfungs­
ausschuss bereitzustellen. 

(5) 1Werden Prüft.mgsleistungen anerkannt oder angerechnet, sind die Noten, soweit die Notensysteme ver­
gleichbar sind, nach Maßgabe dieser Prü:fungsordnung zu übernehmen und in die Berechnung der Gesamtno­
· te einzubezieheri. ·2Ffü die Umrechnung im ·Ausland erbrachter .Prüfungsleistungen kann der Prüfungsaus­
schuss zur Sicherstellung einer einheitlichen Handhabung im Rahmen der gesetzlichen Vorgaben allgemeine
Umrechnungsregelunge� festlegen. 3Sind die. Notensysteme nicht vergleichbar und ist eine Umrechnung
nicht möglich oder liegen keine Noten vor, wird der Vermerk „bestanden" aufgenommen. 4Eine Anrechnung
auf die Gesamtnote findet in diesem Fall nicht statt. 5Die Anerkennung oder Anrechnung wird im Zeugnis
sowie im Transcript of Recorcis (Notenauszug) gekennzeichnet.

(6) Nimmt der Studierende im Rahmen seines Studiums an der Univ�rsität Mannheim an einer Prüfung teH,
obwohl er die durch diese Prüfung nachzuweisenden Kompetenzen bereits in a:nrechenbarer Weise anderwei­
tig erworben hat, erklärt er damit zugleich den Verzicht auf Anerkennung und Anrechnung der bereits an­
derweitig erbrachten Leistung.
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m. Prüfungsverfahren

. , 

1. Abschnitt: Studien- und Prüfungsleistungen

§ 10 Allgemeines; Prüfungen

-A5-

(1) 1Die für die Master-Prüfung zu erbringenden Prüfungen sind mit Ausnahme der Master-Arbeit sowie des 
Praktikumsl;>erichts. den einzelnen Lehrveranstaltungen der Module zugeordnet. 2Die konkrete Form sowie· 

. 
. 

Umfang oder Dauer der einzelnen Leistungen werden in der Anlage in Verbindung mit dem Modulkatalog 
festgesetzt; für den Praktikumsbericht findet § 30 Absatz 3 Satz 3. Anwendung. 

(2) 1Eine Prüfung im ·sinne· dieser Prüfungsordnurig besteht grundsätzlich aus· einer Prüfungsleistung; die 
Plilfung im Forschungsseminar umfasst zwei Prüfungsleistungen. 2Abweichend von Satz 1 bestehen die bei­
den Prüfungen im Praxismodul jeweils aus einer Studienleistung. 

(3) Wird in der Anlage für eine Prüfung auf andere Prüfungsordnung oder einen anderen Modulkatalog ver­
wiesen, wird diese Prüfung mit Ausnahme der Anzahl der Wiederholungsversuche nach den Regelungen der
benannten Prüfungsordnung oder dem benannten Modulkatalog durchgeführt.

(4) 1Durch die Prüfungen soll der Studierende nachweisen, dass er in begrenzter Zeit und mit begrenzten
Hilfsmitteln mit den gängigen Methoden seines Faches eigenständig ein Problem erkennen und Wege zu
einer Lösung finden kann. iDer Prüfer bestimmt die zugelassenen Hilfsmittel und teilt sie in geeigneter Form
rechtzeitig im.Voraus mit.

§ 11 Anmeldung Oild Zulassung zu Prüf�ngen; Prüfungstermine der Klausuren

(1) 1Särntliche Prüfungen sind anmeldepflichtig. �Die Annieldung zu einem ersten Prüfungsversuch einer
Prüfung hat mit Ausnahme zur Prüfung Master-Arbeit im Erstversuch (?igenverantwortlich durch den Studie­
renden zu erfolgen.

(2) 1Die Anmeldung zu einer Prüfung in Form einer !!Chriftlichen Aufsichtsarbeit (Klausur) erfolgt zum Erst­
termin eines Semesters und ist. von dem Studierenden. innerhalb einer von den Studienbüros festgesetzten · 
Frist vorzunehmen. 2Die Verlängerung einer Anmeldefrist ist durch die Studienbüros möglich (Nachmel­
dung). 3Die _eigenverantwortliche Anmeldung zu de� j_eweiligen Prüfungsversuch kann nach E�de der An­
meldefrist ausschließlich innerhalb einer von den Studienbüros festgesetzten Frist zurückgenommen werden 
(Abmeldung). "Nach Ende der Abmeldefrist ist die Anmeldut).g zu dem Prüfungsversuch verbindlich. 

(3) Die Anmeldung zu einer Prüfung im Praxismodul erfolgt:
1. für das MaCCI Competition Policy Forum durch Erbringen des Nachweises der Teilnahme (§ 30

Absatz 2 Satz 2) und · 

2. im Praktikum durch die Abgabe des Praktikumsberichts
beim Prüfungsausschuss. 

(4) Für die Anmeldung zu den Prüfungen im Mastermodul gelten die Regelungen der§§ 15 und 16.

(5) Zu einer Prüfung wird det Studierende nur zugelassen, wenn er
1. im Studiengang „Wettbewerbs- und Regulierungsrecht" (LL.M.) eingeschrieben ist,
2. den Prüfungsanspruch in diesem oder in einem sonstigen inhaltlich im Wesentlichen gleichen Dip­

lom-, Magister-, Bachelor- oder Master-Studiengang nicht verloren hat und
3. die für die betroffene Prüfung festgelegten Voraussetzungen erfüllt hat.

- 8 -



-�v-

(6) 1Die Ersttermine eines Semesters für die Absolvierung der Klausuren sollen am Anfang der vorlesungs­
freien Zeit und die Zweittermine vor Beginn, spätestens jedoch in der ersten Woche der Vorlesungszdt des 
darauffolgenden Semesters stattfinden. 2Zwischen der Bekanntgabe der Prüfungsergebnisse des Ersttermins
und dem Zweittermin sollen mindestens drei Wochen liegen. 3Der Zweittermin gemäß Satz 1 wird dem Se­
mester des Ersttermins zugerechnet. 

(7) 
11m Falle'des genehmigten RUcktritts, der genehmigten Säumnis oder des Nichtbestehens eines Prüfungs­

versuches erfolgt eine Pflichtanmeldung zum nächstmöglichen Termin, falls dem Studierenden weitere Prü­
fungsversuche zur Verfügung stehen. 2Satz J gilt nicht für die Prüfung im Forschungsseminar und die Prü­
fung Master-Arbeit. 

§ 12 Art und Form von Studien- und Prüfungsleistungen

(1) Leistungen sind Studien- oder Prüfungsleistungen:
1. Prüfungsleistungen im Sinne dieser Prüfungsordnung sind individuelle Leistungen, die von dem

Prüfer mit einer Punktzahl oder einem Zahlenwert sowie der zugehörigen Note gemäß § 17 Absät­
ze 2 und 3 bewertet werden;

2. Studienleistungen im Sinne dieser Prüfungsordnung sind individuelle Leistungen, die von dem Prü­
fer mit „bestanden" oder „nicht bestanden" bewertet werden.

(2)
1 Arten und Formen der Prüfungsleistungen sind in der Regel:

1. Schriftliche Leistungen iri Form von Klausuren, Seminar- und Master-Arbeit sowie
2. mündliche Leistungen in Form von Präsentationen mit Beantwortung der. Rückfragen durch den
Prüfer.

2Im Praxismodul sind vorgesehen für: 
1. das Praktikum eine schriftliche Studienleistung ib Form eines Praktikumsberichts und
2. für das MaCCI Competition Forum eine praktische Studienleistung in Form der hinreichenden Teil­

nahme.

§ 13 Mündliche Prüfungen

1Es ist ein Prüfungsprotokoll (Ergebnisprotokoll) über den wesentlichen Gang der mündlichen Prüfung zu
führen. 2Das Ergebnis dieser Prüfung, welches dem Studierenden unmittelbar im Anschluss bekanntzugeben 
ist, ist im Prüfungsprotokoll aufzunehmen. 3Das Prüfungsprotokoll ist von dem Prüfer und dem Schriftführer 
zu unterzeichnen und zu den Akten zu geben. 

§ 14 Schriftliche Prüfungen

(l}Die Dauer einer schriftlichen Prüfung in Form einer Klausur beträgt mindestens 45 Minuten und soll 120 
Minuten nicht überschreiten. 

(2) 1Schriftliche Prüfungen können ganz oder teilweise in Form des Antwortwahlverfahrens (Multiple 
Choice) stattfinden. 2Wird die Klausur ganz im Antwortwahlverfahren durchgeführt, müssen die Prüfungs­
aufgaben zuverlässige Prüfungsergebnisse ermöglichen. 3Bei der Aufstellung der Aufgaben ist festzulegen, 
welche Antworten als zutreffend anerkannt werden, und die Punktverteilung zu bestimmen. 4Stellt sich bei 
der Auswertung der Priifung heraus, dass bei einzelnen Aufgaben kein zuverlässiges Prüfungsergebnis ermit­
telt werden kann, sind diese bei der Feststellung des Prüfungsergebnisses nicht zu berücksichtigen. 5Die Be­
stehensgrenze mindert sich entsprechend; die Minderung darf sich nicht zum Nachteil eines Studierenden 
�uswirken. 6Die Prüfung gilt als bestanden, wenn der Studierende insgesamt mind�stens den vor der Prüfung 
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bekannt gegebenen Prozentwert der möglichen Punkte erreicht hat (Bestehensgrenze ); die Prüfung gilt bei 
Nicht-Erreichen der Bestehensgrenze a�ch dann als bestanden, wellil der Studierende zu dem vor der Prü­
fung bekannt · gegebenen Prozentsatz der leistungsbesten Studierenden gehört, die die Prüfung mindestens 
bestehen werden (Best�hensquote; Bestehensquote + Durchfallquote = I 00%). 7Wird die Prüfung nur teil­
weise im Antwort-Wahl-Verfahren durchgeführt, gelten die Vorschriften dieses Absatzes für diesen Teil 
entsprechend. 

(3) Uber jede s_chriftÜche Prüfung ist von den Aufsichtsführenden ein Protokoll anzufertigen, zu unterzeich­
nen und zu den Akten zu geben,· es sei denn die Anfertigung eines solchen Protokolls widerspräche der Art
der Prüfung.

(4} 1Prüfungsausschuss und Prüfer sind berechtigt, bei Seminararbeiten oder ähnlichen Arbeiten eine Soft­
ware zur Auffindung von Plagiaten zu benutzen. 2Die Studierenden reichen bei den Prüfern für die Bewer­
tung dieser Arbeiten Exemplare sowohl in digitaler Fonn als auch in Papierfonn ein. 3Zum Plagiatsabgleich 
ist die Arbeit in anonymisierter Fonn gemäß§ 3 Absatz 6 Landesdatenschutzgesetz zu verwenden. 4Der Stu­
dierende hat bei der Abgabe von.Prüfungen im Sinne von Satz 1 folgende unterschriebene Erklärung abzu­
geben: 

„ Hiermit versichere ich, dass diese A�beit von mir persönlich verfasst wurde und dass ich keinerlei 
fremde Hilfe in Anspruch genommen habe. Ebenso versichere ich, dass diese Arbeit oder Teile daraus 
weder von mir selbst noch von anderen als Leistungsnachweise andernorts eingereicht .wurden. Wört­
liche oder sinngemäße Übernahmen aus anderen Schriften und Veröffentlichungen in gedruckter oder 
elektronischer Form sind gekennzeichnet. Sämtliche Sekundärliteratur und sonstige Quellen sind 
nachgewiesen und in der Bibliographie aufgeführt. Das Gleiche gilt für graphische Darstellungen und 
Bilder so.wie für alle Internet-Quellen. Ich bin ferner damit einverstanden, dass meine Arbeit zum 
Zwecke eines Plagiatsabgleichs in elektronischer Form anonymisiert versendet.und gespeichert wer­
den kann, Mir ist bekannt, dass von der Korrektur der Arbeit abgesehen werden kann, wenn diese Er� · 
klärung nicht erteilt wird. " 

§ 15 Forschungsseminar.

(1) 1lm Forschungsseminar w.erden dem Studierenden grundlegende Methoden zur Erstellung wissenschaftli­
cher Arbeiten ve�ittelt. 2lnsbesondere setzt sich der Studier�nde mit der Literatur und der Rechtsprechung
zu dem ihm zugewiesenen Thema vertieft und selbstständig auseinander und bereitet so das Thema seiner
Master-Arbeit vor. 3Mit Bestehen der Prüfung im Forschungsseminar hat der Studierende ei:n verbindliches
Forschungskonzept flrr die Master-Arbeit im Erstversuch entwickelt.

(2) Die Prüfung im Forschungsseminar besteht aus einer zunächst anzufertigenden schriftlichen Prüfungs­
leistung in Form einer Seminararbeit und einer auf dieser Seminararbeit basier�nden mündlichen Prüfungs-

. leistung in Form einer Präsentation mit Beantwortung der Rückfragen durch den Prüfer. 

(3) 1Prüfer der Prüfung im Forschungsseminar können nur Hochschullehrer sein. 2Zum Prüfer wird der das 
Thema der Seminararbeit Ausgebende bestellt. 3Der Studierende kann einen Vorschlag für die Prüferbestel­
lung ·einreichen. 

( 4) 1Der Studierende hat die Prüfuµg zu jedem Prüfungsversuch bei dem Prüfer eigenverantwortlich anzu­
melden; dies gilt auch bei Stattgabe eines Antrages gemäß § 24 Absatz 2 Satz 2. 2Mit Ausgabe des Themas
der Seminararbeit ist die Anmeldung verbindlich und der Studierende zur Prüfung �gelassen. 3Eine Ab�

- meldung ist nach der ZulassWlg nicht möglich.

(5) 1Die Festlegung des Themas der Seminararbeit, aus der das Thema der Master-Arbeit erarbeitet wird,
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erfolgt durch den Prüfer. 2Dem Studierenden ist Gelegenheit zu geben, für das Thema Vorschläge zu ma­
chen. 3Hieraus erwächst kein Rechtsanspruch auf das vorgeschlagene Thema. 4Das Thema muss vom Prüfer 
so beschaffen sein, dass dieses innerhalb der Bearbeitungszeit fertiggestellt werden kann. 

{6) 1Die Bearbeitungszeit der. Semiriararbeit beträgt v.ier Wochen. 2Sie beginnt mit der Mitteilung des The­
mas durch den Prüfer an den Studierenden (Ausgabe). 

(7) Die Seminararbeit ist fristge:mäß beim Prüfer in einfacher Ausfertigung sowie einmal in digitaler Form
abzugeben.

(8) 1Wird die Seminararbeit nicht rechtzeitig eingereicht, so gilt diese Prüfungsleistung als mit der Note und 
Punktzahl „ungenügend'' (0 Punkte) bewertet. 2Eine rechtzeitig eingereichte Seminararbeit bewertet der 
Prüfer mit einer Punktzahl und Note gemäß § 17 Absatz 2. 3Das Ergebnis der Seminararbeit wird dem Stu­
dierenden durch den Prüfer mitgeteilt .. 

(9) 1Wurde die Seminararbeit des Studierenden mindestens mit der Note und Punktzahl „ausreichend" (4 
bis 6 Punkte) bewertet, wird er mündlich geprüft. 2Wer diese Voraussetzung nicht erfüllt, ist von der münd­
lichen Prüfungsleistung ausgeschlossen und hat die Prüfung im Forschungsseminar nicht bestanden. 

(10) 1Die Dauer der mündlichen Prüfungsleistung soll 40 Minuten nicht überschreiten; davon sollen 20 
Minuten auf die eigenständige J>x:äsentation durch den Studierenden und 20 Minuten auf die Rückfragen 
durch den Prüfer entfallen.· 2Der Prüfer bewertet die mündliche Prüfungsleistung mit einer· _Punktzahl und 
Note gemäß § 17 Absatz 2. 

(11) ilm Anschluss an die mündliche Prüfungsleistung setzt der Prüfer die Endnote der Prüfung im For­
schungsseminar fest und gibt diese dem Studierenden bekaruit. 2Grundlage der Festsetzung sind die Einzel­
bewertungen in der Seminararbeit und in der mündlichen Prüfungsleistung: 3Hierbei sind die Punktzahl der
Seminararbeit mit einem· Anteil von 80 Prozent und die· Punktzahl der mündlichen Prüfungsleistung mit

: einem Anteil von 20 Prozent zu berücksichtigen. 4Das Ergebnis ist ohne Rundung auf eine Nachkommastel­
le zu errechnen; ist die Ziffer an der ersten Dezimalstelle eine 0, 1, 2, 3 oder 4, ist auf die nächste volle 
Punktzahl abzurunden und bei einer 5, 6, 7, 8 oder 9 auf die nächste volle Punktzahl aufzurunden. 

(12) Der Prüfer teilt das Thema, den Beginn UI).d das Ende der Bearbeitungszeit sowie den Tag der Abgabe
der Seminararbeit, die Einzelnoten der Prüfungsleistungen tmd die Endnote cier Prlifung dem Studienbüro mit.

§ 16 Prüfung l\faster-Arbeit

(1) 1Durch die schriftliche Prüfurigsleistung in Form der Master-Arbeit soll der Studierende zeigen, dass er 
die Fertigkeiten und Fähigkeiten besitzt, ein Problem aus seinem Fach selbstständig nach wissenschaftlichen 
Methoden innerhalb eines begrenzten Zeitraumes zu bearbeiten. 

(2) 1Die Master-Arbeit �rd von zwei Prüfern bewertet. 2Ini Erstversuch ist einer der Prüfer der Prüfer im 
Forschungsseminar. 3Er ist gleichzeitig der betreuende· Prüfer. 4Der zweite Prüfer wird vom Prüfungs�us­
schuss auf Empfehlung des betreuenden Prüfers bestellt. 5Mindestens ein Prüfer muss die Befähigung zum 

. 
. . 

. 

Richteramt im Sinne von§ 5 Absatz 1 Deutsches Richtergesetz oder den akademischen Grad eines Doktors 
der Rechte (Dr. iur.) besitzen. 6Soweit diese Eigenschaften in der Person eines der Prüfer vereinigt sind, ist 
für die Bestellung des weiteren Prüfers lediglich § 7 Absatz 1 maßgeblich. 7Der betreuende Prüfer berät den
Studierenden bei_ Fragen im Rahmen der Erstellung der Master-Arbeit; die individuelle Leistungserbringung 
und Eigenverantwortlichkeit des Studierenden für die Prüfungsleistung sind zu wahren. 
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(3) 1Zu der Master-Arbeit im Erstversuch erfolgt keine eigene Prüfungsanmeldung durch den Studierenden.· 
2Vielmehr ist er aufgrund des Bestehens des Forschungsseminars durch die Bekanntgabe der Endnote für die 
Prüfung Master-Arbeit mit dem im Rahmen des Forschungsseminars festgelegten Thema der Seminararbeit 
verbindÜch angem�ldet und zugelassen. 3Eine Abmeldung ist nach der Zulassung nicht möglich. 

(4) 1Die Bearbeitungszeit für die Master-Arbeit beträgt drei Monate. 2Sie beginnt mit der Zulassung zur Mas­
ter-Arbeit. 3-Auf rechtzeitigen schriftlichen Antrag des Studierenden ist die Bearbeitungszeit vom Prüfungs­
ausschuss um eine den Erfordernissen des Einzelfalls entsprechende Dauer zu verlängern, faBs ein wichtiger 
Grund vorliegt. 4Es obliegt dem Antragssteller, den Nachweis über die eine Verlängerung begründenden 
Umstände zu führen und die erforderlichen Informationen über die Verlängerungsdauer bereitzustellen. 5Ein• 
Antrag im Sinne des Satzes 3. ist unverzüglich ab Kenntnisnahme der die Verlängerung begründenden Um­
stände beim Prüfungsausschuss zu stellen. 6Wird ein Antrag nicht rechtzeitig gestellt, sind die eine Verlänge­
rung begründenden Umstände für den betroffenen Prüfungsversuch unbeachtlich. 7 § 23 und § 24 bleiben 
unberührt. 

(5) Der Studierende hat bei der Abgabe der Master-Arbeit eine Erklärung ent.sprechend § 14 Absatz 4 abzu­
geben.

(6) 1Die Master-Arbeit ist fristgemäß beim Prüfungsausschuss oder der von ihm bestimmten Stelle in zweifa­
cher Ausfertigung einzureichen. 2Ferner ist die Master-Arbeit dem betreuenden Prüfer in digitaler Form zu
üpermitteln, um eine softwaregestützte Prüfung auf Täuschungsversuche zu ermöglichen:

(7) 1Wird die Master-Arbeit nicht rechtzeitig eingereicht, so gilt diese Prüfungsleistung als mit der Note und·· 
Punktzahl „ungenügend" (0 Punkte) bewertet. 2Eine rechtzeitig eingereichte Master-Arbeit wird von den 
zwei Prüfern der Master-Arbeit jeweils bewertet. 3Weichen die Einzelbewertungen der Prüfer voneinander 
ab, gilt als Punktzahl der Master-Arbeit jene Punktzahl gemäß § 17 Absatz 2, die dem arithmetischen Mittel 
beider Einzelbewertungen am nächsten kommt; im Zweifel ist die bessere der beiden Punktzahlen zu .verge­
ben. 4Abweichend von Satz 3 setzt der Vorsitzende des Prüfungsausschusses oder ein von jhm bestimmter 
dritter Prüfer · die Punktzahl für die Master-Arbeit fest, falls die Einzelbewertungen der beiden Prüfer um 
mehr als vier Punktzahlen voneinander abweichen und eine hinreichende Annäherung der beiden Einzelbe� 
wertung nicht erreicht wird. 5Die nach Satz 4 festgesetzte Punktzahl muss mindestens der schlechteren und 
darf höchstens der besseren Bewertung entsprechen: 

(8) 1Wird die Master-Arbeit im Erstversuch nicht bestanden, so muss sich der Studierende eigenverantwort­
lich innerhalb von sechs Monaten nach Bekanntgabe des Nichtbestehens des Erstversuches beim Prüfungs­
ausschuss oder einer von ihm bestimmten Stelle zum Wiederholungsversuch verbindlich anmelden, es sei 
denn, der Studierende hat die Überschreitung dieser Wiederholungsfrist nicht zu vertreten; über die Frist­
überschreitung ergeht ein Bescheid des Prüfungsausschusses. 2Mit Ausgabe des Themas ist die Anmeldung 
zum Wiederholungsversu<:h verbindlich und der Studierende zugelassen. 3Zum betreuenden Prüfer im Wie-

- . ' . 

derholungsversuch kann nur ein Hochschullehrer bestellt werden; der Studierende kann Vorschläge für die 
Prüferbestellung mllChen. 4Der betreuende Prüfer legt das Thema der Master-Arbeit im Wiederholungsver­
such im Einvernehmen mit dem Studierenden fest und gibt es aus. 5:Kann kein Einvernehmen hergestelJt 
werden, wird dem Studierenden durch den Vorsitzenden des Prufungsausschusses ein Thema für die Master­
Arbeit im Wiederholungsversuch zugewiesen und ausgegeben. 61m Falle des genehmigten Rücktritts gelten 
die Sätze 1 bis 5 entsprechend. 

(9) Der Prüfer teilt das Thema, den Beginn und das Ende de_r Bearbeitungszeit, den Tag der Abgabe sowie
die Note der Master-Arbeit dem Studienbüro mit.
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§ 17 Bewertung von Studien- und Prüfungsleistungen; Berechnung der Prüfungs- u�d Modulnoten

(1) Die Bewertung der einzelnen Studien- und Prüfungsleistungen erfolgt durch den jeweiligen Prüfer; § 16
Absatz 7 Sätze 2 und 4 bleiben unberührt.

(2) 1Die einzelnen Prüfungsleistungen sind mit einer der folgenden Punktzahlen �d Noten zu bewerten: 

Punktzahl .Bedeutung Notenstufe 

16 bis 18 Punkte eine besonders hervorragende sehr gut 
Leistung 

13 bis 15 Punkte eine erheblich über · den durch- gut 
schnittlichen. Anforderungen lie:-

gende Leistung 
1 o bis 12 Punkte eine über den durchschnittlichen vollbefriedigend 

Anforderungen liegende Lei�tung 
7 bis 9 Punkte eine Leistung, die in jeder Hin- . befriedigend 

sieht durchschnittlichen AnfÖrde-· 
rungen entspricht 

4 bis 6 Punkte eine Leistung, die trotz ihrer ausreichend 
Mängel durchschnittlichen An-
forderungen noch entspricht 

1 bis 3 Punkte eine an erheblichen .Mängeln lei- m1µ1gelhaft 
deride, im ganzen nicht mehr 
brauchbare Leistung. 

0 Punkte eine völlig unbrauchbare Leistung· ungenügend· 

2Von vollen Zahlenwerten abweichende Punktzahlen und Zwischennoten dürfen nicht verwendet werden. 

(3) 1Die einzelnen Prüfungsleistungen im Pflichtmodul Volkswirtschaftslehre mit Ausnahme der Prüfungs­
leistung in der Lehrveranstaltung ,,Law and Economics" sind abweichend von Absatz 2 mit einer der folgen- · 

· den.Zahlenwerte und Noten zu bewerten: 

Zahlenwert Bedeutung Notenstufe 

1,0 oder 1,3 eine hervorragende Leistung sehr gut 
1,7, 2,0 oder 2,3 eine erheblich über den durch- gut 

schnittlichen Anforderungen lie-
gende Leistung 

2,7, 3,0 oder 3,3 eine Leistung, die durchschnittli- befriedigend 
chen Anforderungen ep.tspricht 

3,7 oder4,0 eme Leistung, die trotz ihrer ausreichend 
Mängel noch den · Anforderunge1;1 
genügt 

5,0 eine Leistung, die wegen erhebli- nicht ausreichend 
eher Mängel den Anforderungen 
nicht mehr genügt 

2Von den aufgeführten Zahlenwerten abweichende Zahlenzwischenwerte und Zwischennoten dürfen nicht 
verwendet werden. 3Die Bewertung der Prüfungsleistung in der Lehrveranstaltung „Law and Economics" 
erfolgt durch den Prüfer mit einer Punktzahl und Note gemäß Absatz 2 und wird vor der Bekanntgabe in 
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einen Zahlenwert und Note· geniäß Satz 1 umgerechnet. 4Für die Umrechnung von Punktzahlen in Zahlen­
werte gilt folgende Tabelle: 
Punktzahlen 
16 bis 18 
13 bis 15
11 bis 12 
10 
9 
8 
7 
6 
5 
4 
Obis 3 

. Zahlenwerte 
1,0 
1,3 
1,7 
2,0 

2,3 
2,7 

3,0 
3,3 
3,7 
4,0 
5,0 

(4) 1Die Bewertung der Prüfung entspricht der jeweiligen Bewertung der Prüfungsleistung. 2Abweichend von 
Satz 1 berechnet sich die Punktzahl und Note der Prüfung im Forschungsseminar gemäß § 15 Absatz 1 L 

(5) 1Die _Modulnote ergibt. sich aus den Noten der im Modul erbrachten Prüfungen. 2Die Modulnote wird im 
Pflichtmodul Rechtswissenschaft, jm Wahlpflichtmodul Rechtswissenschaft, im Wahlmodul Rechtswissen­
schaft sowie im Mastermodul in Punktzahlen ausgewiesen. 3Im Pflichtmodul Volkswirtschaftslehre wird die
Modµlnote mit Zahlenwerten ausgewiesen. 4Die Modulnoten sind gemäß der Gewichtung der erworbenen 
ECTS-Punkte der einzelnen Prüfungen zu errechnen. 5Die Modulnoten nach Satz 2 sind ohne Rundung auf 
zwei Nachkommastellen, die Modulnote nach Satz 3 ist ohne Rur,dung auf eine Nachkommastelle zu errech­
nen. 6Für. das Praxismodul wird keine Modulnote errechnet und · ausgewiesen. 7Ein Modul ist bestanden, 
wenn sl!.mtliche zugehörigen Prüfungen bestanden sind.· 

§ 18 Bestehen_von Prüfungen; Vergabe von ECTS-Punkten

(1) 1Besteht eine Prüfung aus einer Prüfungsleistung, ist sie bestanden, falls diese Leistung }llindestens mit 
der Note „ausreichend" bewertet wurde. 2Die Prüfung im Forschungsseminar ist bestanden, falls die Endnote 
mindestens der Note „ausreichend'' entspricht. 3Besteht eine Prüfung aus einer Studienleistung, ist sie be­
standen, falls diese Ldstung mit „bestanden" bewertet wurde. 

(2) Die Voraussetzung für die Vergabe von ECTS..:Punkten ist das Bestehen der Prüfung.

§ 19 Nichtbestehen und Wiederholung von Studien- u.nd Prüfungsleistungen; endgüitiges Nichtbeste-·
hen einer Prüfung

(1) Eine Studienleistung, die mit „nicht bestanden" und eine Prüfungsleistung, die mit den Noten „ungenü­
gend", ,,mangelhaft" oder „nicht ausreichend" bewertet wurde oder als bewertet gilt, ist nicht bestanden.

(2) 1Besteht eine Prüfung aus einer Prüfungsleistung, so ist die Prüfung nicht bestanden, wenn die Prüfungs­
leistung nicht bestanden ist. 2Die Prüfung· im Forschungsseminar ist nicht bestanden, falls die Endnote den 
Noten „ungenügend" oder „mangelhaft" entspricht. 3Besteht eine Prüfung aus einer Studienleistung ist die 
Prüfung nicht bestanden, wenn die Studienleistung mit „nicht bestanden" bewertet wurde oder als bewertet 
gilt. 

(3) 1Nicht bestandene Prüfungen können grundsätzlich einmal wiederholt werden. 2Bei Nichtbestehen des 
zweiten Prüfungsversuches (Wiederholungsversuch) kann der Studierende in höchstens drei Fällen während 
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des gesamten Mastetstudiums eine zweite Wiederholung (Joker) unternehmen. 3Von der Regelung des Sat­
zes 2 sind die Prüfungen des Praxis- und des Mastermoduls ausgenommen. 

(4) Bei der Wiederholung der Prüfung im Forschungsseminar ist die Prüfung insgesamt zu wiederholen.

(5) Eine Prüfung ist endgültig nicht bestanden, wenn sie im letzten zur Verfügµng stehenden Prüfungsver­
such nicht bestanden wurde; darüber ergeht unter Berücksichtigung der Regelungen der §§ 26 bis 31 ein
Bescheid des Prüfungsausschusses.

( 6) Die Wiederholung einer bestandenen Prüfung ist a1,1sgeschlossen.

§ 20 Verfahrensfehler

(1) 1Der Prüfungsausschuss kann Beeint:!'ächtigungen des Prüfungsablaufs oder sonstige Verfahrensfehler 
von Amts wegen oder auf rechtzeitigen Antrag· eines Prüflings durch Anordnungen von geeigneten Maß­
nahmen heilen. 2Insbesondere kann der Prüfungsausschuss anordnen, dass Studien- oder Prüfungsleistungen 
von einzelnen oder von allen Studierenden zu wiederholen sind oder bei Verletzung der Chancengleichheit 
eine Schreibverlängerung oder eine andere angemessene Aus_gleichsmaßnahme verfügen.

(2) 1Beeinträchtigungen des Prüfungsablaufs sind während der Teilnahme an einer Studien- oder Prüfungs­
leistung von dem beeinträchtigten Prüfling unverzüglich zu rügen: 

-1. bei schriftlichen Aufsichtsarbeiten gegenüber dem Aufsichtführenden,
2. bei mündlichen Prüfungen ·gegenüber dem vorsitzenden Prüfer und
3. bei sonstigen Prüfungengegenüber dem verantwortlichen Prüfer.

2Sonstige Verfahrensfehler sind unverzüglich nach dem Zeitpunkt, zu dem der Prüfling Kenntnis über den 
den Verfahrensfehler begründenderi Umstand· erlangt hat, zu rügen. 3Die Rügen im Sinne der Sätze 1 und .2 
sind im Prüfüngsprotokoll oder in sonstig�r geeigneter Weise aktenkundig zu machen. 4Nicht rechtzeitig 
gerügte Beeinträchtigungen des Prüfungsablaufs oder sonstige Verfahrensfehler sind, insbesondere für die 
Bewertung der betroffenen Prüfung, unbeachtlich. 

(3) 1Hat der Prüfungsausschuss wegen einer rechtzeitig gerügten Beeinträchtigung des Prüfungsablaufs oder 
wegen eines rechtzeitig gerügten · sonstigen Verfahrensfehlers keine oder eine nicht ausreichende Aus­
gleichsmaßnahme nach Absatz 1 getroffen, so hat der Prüfling unverzüglich nach Abschluss der mängelbe­
hafteten Prüfung oder, wenn eine Prüfung aus mehre�en Einzelprüfungen besteht, nach Abschluss des män­
gelbehafteten Prüfungsteils, die für erforderlich gehaitenen Maßnahmen schriftlich beim Prüfungsausschuss 
zu beantragen. 2Der Antrag darf keine Bedingungen enthalten. 3Wird der Antrag nicht rechtzeitig gestellt, ist
die Beeinträchtigung des Prüfungsablaufs o_der der sonstige. Verfahrensfehler,· insbesondere für. die Bewer­
tung der betroffenen Prüfung, unbeachtlich. 

§ 21 Einsicht in die Prüfungsakten

(1) Sofern die Prüfungsunterlagen nicht an den Geprüften herausgegeben wurden, ist diesem nach Abschluss·
einer jeden Prüfung, einschließlich der Master-Arbeit, auf seinen schriftlichen Antrag in angemessener Frist
Einsicht in seine schriftlichen Prüfungsarbeiten sowie die darauf bezogenen Gutachten und Bewertungen-der

· Prüfer sowie die Protokolle zu gewähren.

(2) 1Der Antrag auf Einsichtnahme ist spätestens ein Jahr nach dem Tag der Bekanntgabe der Bewertung det
Prüfung bei den einsichtsgewährenden Stellen (Lehrstuhl und Studienbüro) zu beantragen. 2Diese besti�en
Ort und Zeit. ·
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2. Abschnitt: Nachteilsausgleich

§ 22 Verlängerung von Prüfungsfristen

(1) Die Fristen für die Erbringung von Studien- oder Prüfungsleistungen wie auch die Frist, bis zu der sämt­
liche nach dieser Prüfungsordnung für den Studienabschluss erforderlichen Studien- und Prüfungsleistungen
erbracht sein müssen, sind auf jeweiligen rechtzeitigen schriftlichen Antrag des Studierenden vom Prüfungs­
ausschuss für eine den Erfordernissen.des Einzelfalles entsprechende Dauer zu verlängern, wenn die Über­
schreitung der Prüfungsfrist von dem Studierenden nicht zu vertreten ist.

(2) 1Dies gilt insbesondere für Studierende
1. mit Kindern ode:r
2. mit pflegebedürftigen Angehörigen im Sinne von § 7 Absatz 3 des Pflegezeitgesetzes sowie
für Studierende
3. mit Behinderung .o�er
4. mit chronischer Erkrankung,

wenn die sich daraus ergebenden besonderen Bedürfuisse oder Belange eine Verlängerung der Prüfungsfrist. 
erfordern. 2Gkiches gilt für Studierende, die· Schutzzeiten entsprechend·§ 3 Absatz 1, § 6 Absatz 1 des Mut­
terschutzgesetzes in Anspruch nehmen können. 

(3) 1Ein Antrag im Sinne des Absatzes 1 ist unverzüglich ab. Kenntnisnahme der eine Verlängerung begrün­
denden Umstände zu stellen .. 2Einem Antrag, der nicht rechtzeitig im Sinne des Satzes 1 eingeht; kann ledig­
lich unter den zusätzlichen Voraussetzungen des§ 32 Landesverwalturigsverfahtensgesetz stattgegeben wer­
den.

(4) 1Es obliegt dem Antragsteller, .den Nachweis über die eine _Verlängerung begründende� Umstände zu
führen. 2Ergeben sich vor Ablauf einer genehmigten Prüfungsfristverlängerung wesentliche Änderungen in
den diese Verlängerung begründenden Umständen, insbesondere der Wegfall von Voraussetzungen, sind
diese dem Prüfungsausschuss unverzüglich schriftlich anzuzeigen.

(5) 1Die Verlängerung von Fristen für die Erbringung von Studien- oder Prüfungsleistungen soll insgesamt
jeweils eine Dauer von zwei Semestern nicht übersteigen. 2Die Verlängerung der Frist für die Erbringung
sämtlicher Studien- und Prüfungsleistungen soll insgesamt höchstens die Semesteranzahl der Regelstudien'­
zeit umfassen, soweit sich aus gesetzlichen Vorgaben nicht zwingend eine andere Wertung ergibt.

( 6) 1Die vorstehenden Absätze finden keine Anwendung auf die Verlängerung von Bearbeitungszeiten und
.Abgabefristen für Studien- oder Prüfungsleistungen, insbesondere in der Form einer Seminararbeit oder
Master-Arbeit. 2Die Möglichkeit eines anderweitigen Nachteilsausgleichs gemäß § 23 bleibt unberührt.

(7) Bei der B·erechnung der Prüfungsfristen ist § 32 Absatz 6 des Landeshochschulgesetzes zu berücksichti­
gen.

§ 23 Nachteilsausgleich

(1) 1Erlaubeti die besonderen Bedürfuisse oder Belange Studierender, insbesondere Studierender im Sinne
des·§ 22 Absatz 2, die Teilnahme an einer vorgesehenen Studien- oder Prüfungsleistung, insbesondere we­
gen der Prüfungsform, nicht, gewährt der Prüfungsausschuss in Abstimmung mit dem für die betroffene
Studien- oder Prüfungsleistung Verantwortlichen und unter Berücksichtigung des Vorbringens des Studie­
renden auf rechtzeitigen schriftlichen Antrag des Studierenden eine zur Wahrung der Chancengleichheit
angemessene Kompensation. 2�ie Nachteilsausgleichanträge :von Studierenden mit Behinderung ·ooer chro-
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nischet Erkrankung sind bei dem Beauftragten für Studierende mit Behinderung oder einer chronischen Er­
krankung zu stellen; der Prüfungsausschuss hat bei der Entscheidung· über diesen Antrag zudem die Empfeh­
lung des Beauftragten für Studierende mit Behinderung oder einer chronischen Erkrankung zu berücksichti­
gen. 

(2) 1Ein Antrag im Sinne des Absatzes 1 ist rechtzeitig vor Beginn der betroffenen Studien- o_der Prüfungs­
leistung zu stellen; bei einer durch den Studierenden eigenverantwortlich anzumeldenden Studien- oder Prü­
fungsleistung ist der Antrag spätestens mit Ablauf des vorhergehenden Anmeldezeitraumes einzureichen.
2Einem Antrag, der nicht rechtzeitig im· Sinne des Satzes 1 . eingeht, kann lediglich unter den zusätzlichen
Voraussetzungen des § 32 Landesverwaltungsverfahrensgesetz stattgegeben werden. 3Wird ein Antrag nicht

. 
. 

rechtzeitig im Sinne der Sätze 1 oder 2 gestellt, sind die einen Nachteilsausgleich begründenden Umstände
für diese Studien- und Prüfungsleistung, insbesondere für die Bewertung, unbeachtlich. 4Dfo Möglichkeit
einer hinreichend begründeten Säumnis oder eines Rücktritts von der betroffenen Studien- und Prüfungsleis­
tung bleibt unberührt.

(3) 1Es obliegt dem Antragsteller, den Nachweis über die einen Nachteilsausgleich begründenden Umstände
zu führen. 2Ergeben sich vor oder während der Inanspruchnahme eines gewährten Nachteilsausgleichs we­
sentliche Änderungen in den diesen Nachteilsausgleich begründenden Umständen, insbesondere der Wegfall
von Voraussetzungen, sind diese dem Prüfungsausschuss unverzüglich schriftlich anzuzeigen.·

§ 24 Rücktritt und Säumnis

(l)_ Eine Prüfung, zu der der Studierende verbindlich angemeldet ist, gilt als mit der Note und Punktzahl „un­
genügend" (0 Punkte) oder der Note und dem Zahlenwert „nicht ausreichend" (5,0) bewertet, wenn der Stu­
dierende von dieser Prüfung ohne triftigen Grund zurücktritt (Rücktritt) oder zu dieser nicht erscheint (Säum­
nis). 

(2) 1Die für den Rücktritt oder die Säumnis geltend gemachten triftigen Gründe müssen dem Prü�gsaus:.. 

schuss ·unverzüglich schriftlich· angezeigt und glaubhaft gemacht werden; die Entscheidung über diesen Antrag
trifft der Prüfungsausschuss. 2Für die Prüfung im Forschungsseminar kann ei� Antrag im Sinne des Satzes 1
grundsätzlich lediglich für die gesamte P.tiifung gestellt werden. 3 Abweichend von S�tz 2 kann ein Antrag ge­
sondert für die mündliche Leistung gestellt werden, falls die Seminararbeit bereits bestanden wurde.

(3) 1Wiid dem Antrag stattgegeben, gilt die Prüfung grundsätzlich als nicht unternommen und ist neu zu begin­
nen. 2Abweichend von Satz 1 verbleibt der Teilnehmer bei Stattgabe eines Antrages gemäß Absatz 2 Satz 3 in·. 
der Prüfung und hat diese zum nächstmöglichen Termin fortzuse�n. 

(4) 1Wird der Antrag abgelehnt, gilt die betroffene Prüfung als mit der Note und Punktzahl „ungenügend" (0 
Punkte) oder der Note· und dem Zahlenwert „nicht ausreichend" (5,0) bewertet. 2Satz 1 gilt entsprechend, 
wenn eine schriftliche Leistung nicht rechtzeitig von dem Studierenden eingereicht wird. 

(5) Besteht der Rücktritts- oder Säumnisgrund in Form einer Erkrankung des Studierenden, hat das vorzule­
gende ärztliche Attest die für die Beurteilung der Prüfungsunfahigkeit nötigen medizinischen Befundtatsa­
chen zu enthalten.

(6) 1Ein triftiger Grund kann nicht geltend gemacht werden, wenn sich der Studierende in Kenntnis oder in fahr­
lässiger Unkenntnis einer Krankheit einer Prilfung unterzogen hat. 2Fahrlä,ssige Unkenntnis liegt insbesondere vor, 
wenn bei Anhaltspunkten für eine gesundheitliche beziehungsweise körperliche Beeinträchtigung nicht unverzüg­
lich eine Klärung herbeigeführt worden ist. 
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(7) Der Rücktritt ist grundsätzlich ausgeschlossen, wenn das Prüfungsergebnis bekanntgegeben ist, es sei denn,
dem Studierenden war eine :fiühere Geltend- und Glaubhafunachung aus von ihm nicht zu vertretenden Gründen
nicht möglich.

3. Abschnitt: Master-Prüfung

§ 25 Master-Prüfung

Die Master-Prüfung ist bestanden; wenn sämtliche erforderlichen Prüfungen gemäß§§ 26 bis 31 in Verbindung
mit der Anlage bestanden wurden. 

· · ·

§ 26.Pflichtmodul Rechtswissenschaft

Ini Pflichtmodul Rechtswissenschaft sind sechs Prüfungen zu bestehen. 

§ 27 Wahlpflichtmodul Rechtswissenschaft

(1) 1Im Wahlpflichtmodul Rechtswissenschaft muss der Studierende entweder das Modul Digitale Wirtschaft
oder das Modul Energiewirtschaft bestehen. 2Das Modul ist bestanden, wenn die diesem Modul zugeordne­
ten drei Prüfungen bestanden wurden.

(2) 1Der Studierende wählt das Modul Digitale Wirtschaft oder das Modul Energiewirtschaft für sein Wahl­
pflichtmodul.Rechtswissenschaft eigenverantwortlich. 2Die Wahl erfolgt durch die verbindliche Anmeldung
zum ersten Prüfungsversuch einer dem Modul Digitale Wirtschaft oder dein Modul Energiewirtschaft zuge­
hörigen Prüfung.

(3) 1Ein Modulwechsel im Wahlpflichtmodul Rechtswissenschaft ist auf schriftlichen Antrag des Studieren­
den beim Prüfungsausschuss einmalig zulässig .. 2D�r Antrag muss spätestens vier Wochen nach Beginn der
Vorlesungszeit eines jeweiligen Semesters gestellt werden, damit bei Vorliegen der sonstigen Voraussetzun­
gen ein Wechsel iti diesem Semester vorgenommen werden kann; nach Ende dieser Frist kann ein Antrag nur
niit Wirkung für das darauffolgende Semester gestellt werden. 3Dem Antrag ist stattzugeben, falls· die nach
der Anlage erforderlichen Prüfungen des Moduls, in das der Wechsel beantragt wird, bei einem unterstellten
regulären Studienverlauf noch innerhalb der maximalen Studienzeit erfolgreich erbrach� werden könnten.
4Wird dem Antrag stattgegeben, hat sich der Studierende eigenverantwortlich zu den. ersten Prüfungsversu­
chen der Prüfungen des Moduls, in das er gewechselt hat, anzumelden. 5Wurden in ·dem bisherigen Modul,
aus dem gewechselt wurde, zwn Zeitpunkt. des Wechsels bereits Prüfungen bestanden, werden diese als Zu­
satzprüfungen auf dem Transcript of Records ausgewiesen; sie sind für das Bestehen der Master-Prüfung sowie
der Berechnung der Modul- und G�sarntnote nicht zu berücksichtigen. 6hn Übrigen bestehende Prüfungsverfah­
ren zu Prüfungen des bisherigen Moduls werden durch die Stattgabe des Antrages beendet.

(4) 1Besteht der Studierende eine Prüfung im gemäß Absatz 2 gewählten Modul endgültig nicht, ist ein Mo-:­

dulwechsel unter den Voraussetzungen und in entsprechender Anwendung des Absatzes 3 ·möglich. 21st ein
Modulwechsel im Sinne des Satzes l nicht mehr möglich, findet§ 19 Absatz 5 entsprechende Anwendung

(5) Besteht der Studierende nach einem Modulwechsel eine Prüfung des Moduls, in das gewechselt wurde,
endgültig nicht, findet § 19 Absatz 5 entsprechende Anwendung.
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§ 28 Wahlmodul Rechtswissenschaft

(1) Im Wahlmodul Rechtswissenschaft.sind zwei.Prüfungen zu bestehen.

(2) 1Der Studierende wählt die Prüfungen im Wahlmodul Rechtswissenschaft eigenverantwortlich. 2Die 
Wahl erfolgt durch die verbindliche Anmeldung zum ersten Prüfungsversuch einer Prüfung dieses Moduls. 

(3) 1Wird durch das Bestehen einer Prüfung im Wahlmodul Rechtswissenschaft der in diesem Modul erforderli­
che Studien- und Prüfungsumfang von sechs ECTS-Punkten erreicht, werden die in diesem Modul im Übrigen in
diesem Prüfungstermin bestandenen Prüfungen für das Bestehen der Master-Prüfung sowie die Berechnung der
Modul� und Gesamtnote nicht berücksichtigt; entscheidend ist, an .welchen Prüfungen der Studierende zeitlich
zuerst teilg�onimen hat. 2Die gemäß Satz 1 für das Bestehen der Master-Prüfung trotz Bestehens nicht zu be­
rücksichtigenden Prüfungen werden als Zusatzprüfungen auf dem Transcript of Records ausgewiesen. 3Be:findet
sich der Studierende am r Ende des Prüfungstermins, in dem die nach Absatz 1 erforderlichen Prüfungen im
Wahlmodul· Rechtswissenschaft bestanden wurden, in weiteren Prüfungsverfahren i,n_diesem Modul, die auch
nicht unter Satz 2 fallen, werden diese Prüfungsverfahren beendet.

( 4) Das Wahlmodul Rechtswissenschaft ist nicht bestanden, falls der Studierende drei der vier zur Verfügung
stehenden Prüfungen endgültig nicht bestanden hat; § 19 Absatz 5 findet entsprechende Anwendung.

' ' 

§ 29 Pflichtmodul Volkswirtschaftslehre

Im Pflichtmodul Volkswirtschaftslehre sind vier Prüfungen zu bestehen. 

§ 30 P�axismodul

(1) Im Praxismodul sind zwei Prüfungen, das MaCCI Competition Policy Forum und das Praktikum, zu be- ·
stehen.

(2) 1Für die hinreich�nde Teilnahme am MaCCI Competition Policy Forum soll der Studierende pro Fach­
semester mindestens an zwei Lehrveranstaltungsterminen teilnehmen; insgesamt hat er acht Teilnahmen zum 
Bestehen der Prüfung nachzuweisen. 2Wie der Nachweis über die Teilnahme an den Lehrveranstaltungster­
minen zu erfolgen hat, regelt der Prüfungsausschuss durch Beschluss. 

(3) 1Während der vorlesungsfreien Zeit nimmt der Studierende mindestens sechs. Wochen lang an einem 
Praktikum teil. 2Über dieses Praktikum ist efo Praktikumsbericht anzufertigen. 3Die Einzelheiten hierzu re­
gelt der Prüfungsausschuss durch Beschluss. 

§ 31 Mastermodul

(1) hn Maste�odul sind zwei Prüfungen, das Forschungsseminar und die Master-Arbeit, zu bestehen.

(2) Für die Prüfungen im Mastermodul gelten insbesondere die Regelungen der§§ 15 und 16.

§ 32 Benotung der Master-Prüfung (Gesamtnote)

(1) 1Das Ergebnis der Master-Prüfung errechnet sich als das mit den ECTS-Punkten gewichtete Mittel der 
Modulpunktzahlen gemäß § 17 Absatz 5. 2Die Modulnote des. Pflichtinoduls Volkswirtschaftslehre wird 
hierfür anhand der folgenden Tabelle in Punktzahlen überführt.· 
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Zahlenwerte 
1,0 
1,3 
1,7 
2,0 
2,3 
2,7 
3,0 
3,3 
3,7 
4,0 

Punktzahlen 
18 
15 
12 

10 
9 
8 
7 
6 
5 
4 

(2) 1Das Ergebnis der Master-Prüfung wird ohne Rundung auf zwei Dezimalstellen errechnet (Endpunkt­
zahl). 2Aus der Endpunktzahl ergibt sich die Gesamtnote, wobei den Endpunktzahlen folgende Notenbe­
zeichnungen entsprechen: 

von 14,00 bis 18,00 
von 1-1,50 bis 13,99 
von 9,00 bis 11,49 
von 6,50 bis 8,99 
von 4,00 bis 6,49 
von 1,50 bis 3,99 
von O,OO_bis 1,49 

sehr gut 
gut 
voll befriedigend 
befriedigend 
ausreichend 
mangelhaft 
ungenügend 

(3) 1Zusätzlich zur Gesamtnote kann im Diploma Supplement eine relative Note nach folgendem Schema 
ausgewiesen werden: 

A = die besten l 0%; 
B = die nächsten 25%; 
.C = die nächsten 30%; 
· D = die nächst�n 25%; 
E = die nächsten J 0%. 

2Die Berechnung erfolgt jeweils auf der Grundlage der drei vorhergegangenen Abschlussjahrgänge. iJer 
Vorsitzende des Prüfungsausschusses entscheidet für jeden Abschlussjahrgang über die Ausweisung einer 
relativen Note .. 4Er kann d,urch Beschluss weitere Abschlussjahrgänge in die Berechnung mit einbeziehen. 
1)ie Zahl der Abschlüsse, auf die sich die relative Note bezieht, wird ausgewiesen.

( 4} 1Vor Vorliegen der Ges�tnote kann Studierenden ab einer ECTS-Punktzahl von 30 auf Antrag auf dem 
Transcnpt of Re�ords (N�tenauszug) eine vorläufige Durchschnittsnote ausgewiesen.werden. 2Diese berech­
net sich als das mit den ECTS-Punkten gewichtete Mittel aller zum Zeitpunkt des Antrages bestandenen 
Module; Absatz 2 findet entsprechende Anwendung. 

§ 33 Endgültiges Nichtbestehen der Master"'.'Prüfung; Bescheinigung

(1) Die Master-Prüfung ist endgültig nicht bestanden, wenn
1. eine nach dieser Prüfungsordnung in Verbindung mit der Anlage erforderliche Prüfung.endgültig nicht

bestanden oder
2. eine Prüfungsfrist überschritten wurde, es sei denn, der Studierende hat die Fristilberschreitung nicht zu

vertreten.
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.(2) Hat der Studierende die Master-Prüfung endgültig nicht bestanden, so wird ihm auf Antrag vom Studienbüro 
ein Notenauszug ausgestellt, der die bestandenen und nicht bestandenen Prüfungen und deren Bewertung enthält 
sowie erkennen lässt, dass die Master-Prüfung endgültig nicht bestanden ist. 

§ 34 Master-Zeugnis

· ( 1) 1Über die bestandene Master-Prüfung wird dem Studierenden ein Zeugnis ausgestellt. 2Dieses enthält:
.1. die Module gemäß §§ 26 bis 31; diese werden mit ihren ECTS-Punkten und der Modulnote gemäß § 17 

Absatz 5 aufgeführt (sowohl im Wortlaut als auch numerisch); 
2. das Thema der Master-Arbeit sowie die Namen der Prüfer;
3. die Note der Master-Arbeit gemäß §.16 Absatz 7 (sowohl im Wortlaut als auch numerisch);
4. die Gesamtnote gemäß § 32 Absatz 2 Satz 2 (sowohl im Wortlaut als auch numerisch).

3Das Zeugnis trägt das Datum des Tages, an dem die letzte Prüfung erbracht worden ist. 41st dieser Tag im 
Datum nicht bestimmbar, gilt der letzte Vorlesungstag des betreffenden Semesters als Abschlussdatum. 
5Das Zeugnis ist vom Vorsitzenden des Prüfungsausschusses oder dessen Stellvertreter zu unterzeichnen. 

. 

. 

(2) 1 Jedem Zeugnis wird ein in englischer Sprache ausgestelltes Diploma Supplement gemäß dem European 
Diploma Supplement Model beigefügt. 2Bestandteil des Diploma Supplements ist ein „Transcript ·of Re­
cords''; in dem alle absolvierten Module und die ihnen zugeordneten Prüfungen einschließlich der dafür ver­
gebenen ECTS-Punkte und Bewertungen aufgeführt sind; Zusatzprüfungen_(§ 27 Absatz 3 Satz 5 und § 28 
Absatz 3 Satz 2) werden ergänzend aufgeführt. 

§ 35 Urkunde

1Zusainmen mit dem Masterzeugnis erhält der Studierende eine Urkunde, in der die Verleihung des akademi­
schen Grades beurkundet wird und welche die Gesamtnote der Master-Prüfung enthält. 2Die Urkunde trägt 
das Datum des Zeugnisses. 3Sie wird vom Dekan der Fakultät oder dessen Stellvertreter unterzeichnet und 
mit dem. Siegei der Universität versehen. 

4. Abschnitt: Verstöße gegen die Prüfungsordnung

§ 36 Täuschung; sonstiges ordnungswidriges Verhalten

(i) 1Unternimmt es der Studierende oder versucht ef es zu unternehmen, das Ergebnis einer Prüfung durch
Täuschung oder Benutzung nicht zugelassener Hilfsmittel oder durch Einflussnahme auf den Prüfer oder Auf­
sichtsführenden zu eigenem oder fremdem Vorteil zu beeinflussen, können je nach der Schwere des Verst�ßes
die betreffende oder mehrere Prüfungen mit d�r Note „ungenügend", ,,nicht ausreichend" bzw. mit „nicht be­
standen" bewertet oder kann.der Studierende von der Prüfung ausgeschlossen werden. 21n besonders schweren
Fällen kann der Ausschluss ohne Wiederholungsmöglichkeit ausgesprochen werden. 3Eine Täuschung im Sin­
ne von Satz 1 liegt auch vor, wenn in Studien- oder Prüfungsleistungen Textstellen, die wörtlich oder sinnge­
mäß aus Veröffentlichungen oder anderen :fremderi Quellen in schriftlicher oder eh:ktronischer Form entnom­
men sind, nicht als solche unter Angabe der Quelle kenntlich gemacht werden.

(2) 1Unternimmt es der Studierende oder versucht er es zu unternehmen, die Anerkennµng von im In- oder 
Ausland erbrachten Studien- oder Prü:µmgsleistungen durch unrichtige Angaben zu erwirken, so wird die durch 
die Anerkennung zu ersetzenqe Prüfung mit der Note „ungenügend", ·,,nicht ausreichend" bzw. mit „nicht be� 
standen" bewertet. 2hn Falle von Satz 1 findet § 11 Absatz 7 entsprechende Anwendung. 
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(3)1Ein Studierender, der gröblich gegen die Ordnung verstößt, insbesondere den ordnungsgemäßen Ablauf der
Prüfung stört, kann von dem jeweiligen Prüfer oder Aufsichtführenden von der Fortsetzung der Prüfung ausge­
schlossen werden. 2In diesem Fall gilt die betreffende Studien- oder Prüfungsleistung als mit der Note „unge­
nügend", ,,nicht ausreichend" bzw: mit „nicht bestanden" bewertet. 3In schwerwiegenden Fällen kann der Prü-
fungsausschuss den Studierenden von der Erbring�g weiterer Prüfungen ausschließen.

§ 37 Ungültigkeit der Master-Prfifung

(1) 1Hat der Studierende bei einer Prüfung getäuscht und wird diese Tatsache erst nach der Aushändigung 
des Zeugnisses bekannt, so kann der Prüfungsausschuss das Ergebnis beziehungsweise die betroffene Note 
nachträgli�h abändern und die Prüfung für ganz oder teilweise ,,nicht bestanden" erklären. 21st dadurch das 
Bestehen der Master-Prüfung betroffen, kann er die entsprechenden ECTS-Punkte aberke�en und die M;:ts­
ter-Prüfung gegebenenfalls für „endgültig nicht bestanden" erklären. 

(2) 1Waren die Voraussetzungen für die Zulassung zu einer Prüfung nicht erfüllt, ohne dass der Studierende 
hierüber täuschen wollte, und wird diese Tatsache erst nach Aushändigung des Zeugnisses bekannt, so wird 
dieser Mangel durch das Bestehen der Prüfung geheilt. 2Hat der Studierende die Zulassung vorsätzÜch zu 
Unrecht erwirkt, so kann die Prüfung für „nicht bestanden" und folglich die Master-Prüfung für „endgültig 
nicht bestanden" erklärt werden. 

(3) Dem Betroffenen ist vor einer Entscheidung Gelegenheit zu. einer Äußerung zu geben.

(4) 1Unrichtige Zeugnisse sind einzuziehen. 2Gegebenenfalls sind neue Zeugnisse zu erstellen und zu ertei­
len. 3Mit den unrichtigen Zeugnissen ist auch die jeweilige Masterurkunde (?inzuziehen. wenn eine Abände­
rung der Gesamtnote vorgenommen werden muss oder die Master-Prüfung für „endgültig nicht bestanden" 
erklärt wurde. 4Eine Entscheidung nach Absatz 1 oder Absatz 2 Satz 2 ist nach einer Frist von filnf Jahren ab 
dem Datum des ursprünglichen Zeugnisses ausgeschlossen. 

(5) Die Aberkennung des akademischen Grades richtet sich nach den gesetzlichen Vorschriften.

IV. Schlussbestimmungen

§ 38 Inkrafttreten; Anwend'1ngsbereicb; Übergangsbestimmungen

(1) Diese Prüfungsordnung tritt am 01. August 2017 in Kraft.

(2) 1Abweichend von§ 5 Absatz 2 Satz 3 beginnt die Amtszeit der ersten Mitglieder des Prüfungsausschus­
ses, die nach dem Inkrafttreten dieser Prüfungsordnung bestellt werden, am Tage der Bestellung; diese
Amtszeit endet für die nichtstudentischen Mitglieder ari dem 31. Juli, der dem Tage der Bestellung folgt, für
das studentische Mitglied an dem 31. Juli,· der dem Tage der Bestellung folgt. 2Bis zur Konstituierung des
Prüfungsausschusses gemäß § 5 Absatz 1 dieser· Prüfungsordnung nimmt der Prüfungsausschuss für den
gestuften · Kombinationsstudiengang Rechtswissenschaft einschließlich des Bachelorstudiengangs „ Unter­
nehmensjuristin/U�temehmensjurist" sowie des Studienganges ,,Master of Laws (LL.M.)" gemäß § 7 Ab­
satz 4 der Studien- und Prüfungsordnung der Universität Mannheim für den Bachelor-Studiengang „Unter­
nehmensjuristin/Unternehmensjurist" (SPUMA) vom 20. August 2008 · sowie § 12 Absatz 3 der Prüfungs­
ordnung für den gestuften Kombinationsstudiengang Rechtswissenschaft (Staatsprüfung) (JuSPO 2010) vom
7. Februar 2011 und§ 3 Absatz 3 der Studien- lind Prilfungsordnung der Universität Mannheim für den Mas­
terstudiengang „Master of Laws (LL.M.)" vom 5. Mai 2011 in der jeweils zum Zeitpunkt des Inkrafttretens
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dieser Prüfungsordnung gültigen Fassung dessen Aufgaben nach dieser Prüfungsordnung kommissari�ch 
wahr. 

Genehmigt und ausgefertigt: 

Mannheim, den O 6. Feb. 2017

�1,7J l C-�A,V�
Prof. Dr. Ernst-Ludwig von Thadden 

Rektor 
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ANLAGE: 

POichtmodul Rechts" isscnschart Prüfung 
28 ECTS-

Punkte 

Öffentliches Recht I Klausur: 120 Minuten 5 

Öffentliches Recht II Klausur: 120 Minuten 5 

Vergaberecht Klausur: 120 Minuten 5 

Price Regulation Klausur: 120 Minuten 5 

Comparative Competition Law Kla'llSur: 120 Minuten 5 

European Competition Law Klausur: 45 Minuten 3 

\\'ahlpflichtmodul Rechts\\ i,senschaft Prüfung 
1-f ECTS-

Punkte 

Modul „Digitale Wirtschaft•' 

Internet µnd Telekommunikationsrecht Klausur: 120 Minuten 6 

Medienrecht Klausur: 90 Minuter:i 4 

Informations- und Datenschutzrecht Klausur: 90 Minuten 4 

oder: 

Mod,ul ,,Energiewirtschaft" 

Energiewirtschaftsrecht Klausur: 120 Minuten 6 

Recht der Erneuerbaren Energien Klausur: 90 Minuten 4 

Energieumwelt- und Planungsrecht Klausur: 90 Minuten 4 

\\ ahlmodul Rcchtrn isscnschaft Prüfung 
6 ECTS-

Punkt<.' 

Eisenbahnregulierungsrecht Klausur: 45 Minuten 3 

Vertragsgestaltung Klausur: 45 Minuten 3 

Regulierungsmanagement Klausur: 45 Minuten 3 

Geistiges Eigentum Klausur: 45 Minuten 3 
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Pflichtmodul \'olksH irtschaftskhrc 

Competition Economics 

Quantitative Methods for Lawyers 

Law & Economics 

Interdisciplinary Competition and Regulation 
Seminar 

Praxismodul 

MaCCI Compethion Policy Forum 

Praktikum 

\Iastcrmodul 

Forschungsseminar 

Master-Arbeit 

Prüfung 

Klausur: 120 Minuten 

Klausur: 45 Minuten 

Klausur: 60 Minuten 

Die zugehörige Prüfung wird in der Prü-
fungsordnung für den volkswirtschaftlichen 
Masterstudiengang an der Universität Mann-
heim in der jeweils geltenden Fassung in Ver-

· bindung mit dem-Modulkatalog des Studien-
gangs festgesetzt. 

Prüfung 

Hinreichende Teilnahme· 

zwei Veranstaltungstermine pro Fachsemes­
ter, insgesamt acht Teilnahmen 

Praktikumsbericht 

Priifuno 
,., 

· Seminararbeit (schriftliche Ausarbeitung eines
Forschungskonzepts) und 20-minütige Präsen-
tation mit 20-minütiger Beantwortung der
Rückfragen durch den Prüfer

Master-Arbeit 
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4 

2 

5 
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8 

8 

-tO ECTS-
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10 

30 




